
fuhr, nahm er jetzt den Fuß vom Gaspedal. Einige Zeit 
später begann er das Fahrzeug langsam abzubremsen. Der 
LKW verlangsamte weiter seine Geschwindigkeit und kam 
schließlich im Ausrollen mit den Vorderrädern auf eine 
Straßenstelle, an der sich ausgetretener und verstreuter 
Kies befand. Nachdem die Vorderräder 5 m über den Kies 
gerollt waren, stand der LKW. Der Angeklagte hatte sich 
währenddessen dem LKW genähert und begann schließlich 
auf den letzten 10 Metern so stark zu bremsen, daß der 
Wagen in Fahrtrichtung rutschte. Das Fahrzeug des An­
geklagten kam nicht mehr auf die gestreute Stelle und 
rutschte darum mit geringer Geschwindigkeit unter den 
LKW „H 3 A“. Dabei enststand am Vorderteil des PKW 
Blechschaden.

Ein Fahrzeug der Deutschen Volkspolizei hatte den vor­
ausfahrenden LKW zum Halten veranlaßt. Der Angeklagte 
hatte die Deutsche Volkspolizei jedoch erst bemerken 
können, nachdem der Unfall bereits geschehen war.

Dem Angeklagten wurde mit polizeilicher Strafverfügung 
eine Strafe in Höhe von 60 DM auferlegt, wobei ihm ein 
Verstoß gegen § .7 Abs. 2 und 3 sowie gegen § 1 StVO in 
Verbindung mit § 48 StVO zur Last gelegt wurde. Gegen 
diese polizeiliche Strafverfügung wandte sich der Ange­
klagte, indem er einen Antrag auf gerichtliche Entschei­
dung stellte.

Aus den G r ü n d e n  :
Aus der Beweisaufnahme ergibt sich, daß der Ange-. 

klagte zu Beginn des Bremsvorgangs 80 m hinter dem 
LKW gefahren ist. Der Angeklagte ist auch nur mit 
geringer Geschwindigkeit auf den Lkw aufgefahren, 
andernfalls hätten sich die Insassen des Pkw verletzen 
und stärkere Beschädigungen an der Karosserie des 
PKW auftreten müssen. Der technische Zustand der be­
teiligten Fahrzeuge war nicht zu beanstanden.

Während der Staatsanwalt die Auffassung vertrat, der 
Angeklagte sei eine der Situation nach zu hohe Ge­
schwindigkeit gefahren, widersprach die Verteidigung 
dieser Auffassung. Sie vertritt die Auffassung, daß der 
Abstand des Angeklagten zum voranfahrenden Lkw 
wie auch die gefahrene Geschwindigkeit richtig gewesen 
seien und es zu einem Zusammenstoß und damit zu 
einer Verkehrsgefährdung nur dadurch gekommen 
sei, daß der Lkw auf der sonst glatten Straße 
plötzlich auf den Kies gekommen ist, so daß auf 
dieser Stelle der Bremsvorgang erheblich verkürzt 
wurde. Wäre der stark bremsende Kies nicht 
gewesen, dann hätte der Angeklagte seinen Wagen noch 
vor dem Lkw zum Halten gebracht. Das Vorhandensein 
des Kieshaufens habe der Angeklagte aber nicht vor­
aussehen können. Der Angeklagte habe sich den Um­
ständen nach richtig verhalten; ihm sei keine Verkehrs­
übertretung zu beweisen.

Dem Angeklagten kann nach Auffassung der Kammer 
kein Verstoß gegen die Bestimmungen der Straßenver­
kehrsordnung nachgewiesen werden. Zu Beginn des 
Bremsvorgangs des Lkw hatte der Angeklagte zu ihm 
einen Abstand von mindestens 80 m. Dieser Abstand 
ist auch unter Berücksichtigug der herrschenden Stra­
ßenglätte nicht zu kurz. Der Angeklagte konnte das 
einweisende Fahrzeug der Volkspolizei nicht bemerken, 
sondern lediglich das Leuchten der Stopplichter des vor­
anfahrenden Lkw. Nachdem er zuvor mit einer Ge­
schwindigkeit von etwa 40 km/h fuhr, verminderte er 
diese Geschwindigkeit durch Wegnehmen des Fußes 
vom Gaspedal. Dabei muß berücksichtigt werden, daß 
der Angeklagte vom Erkennen der Stoppleuchten bis 
zur Reaktion darauf eine gewisse Reaktionszeit benö­
tigte, die etwa einen Weg von 11 m ausmacht. Erst als 
der Angeklagte bemerkte, daß der Lkw vor ihm weiter 
bremste, Hat er selbst zu bremsen begonnen. Diese 
Bremsung hätte auch zu dem Erfolg geführt, daß eine 
Berührung der beiden Fahrzeuge nicht eingetreten wäre, 
wenn nicht der Lkw durch das Auffahren auf den ver­
streuten Kies plötzlich wesentlich stärker in seiner 
Fahrt verzögert worden wäre, als dies auf der glatten 
Fahrbahn der Fall war. Aus den verhältnismäßig leich­
ten Beschädigungen des Pkw muß der Schluß gezogen 
werden, daß der Angeklagte mit nur sehr geringer Ge­
schwindigkeit auf den Lkw aufgefahren ist. Es konnte 
nicht eindeutig bewiesen werden, daß, wenn der Kies­
haufen nicht an der Stelle gewesen wäre, der Ange­
klagte ebenfalls auf das voranfahrende Fahrzeug auf­
gefahren wäre. Das Vorhandensein des Kieshaufens 
konnte der Angeklagte aber nicht voraussehen.

Weil es nicht bewiesen werden konnte, daß ein Auf­
fahren des Angeklagten auf den voranfahrenden Lkw 
auch dann eingetreten wäre, wenn der Lkw nicht auf 
den letzten 5 Metern günstigere Bremsbedingungen ge­
habt hätte, war der Angeklagte gern. § 221 Ziff. 3 StPO 
aus Mangel an Beweisen freizusprechen.

(Mitgeteilt von Gerhard Gutschmidt, 
Richter am Bezirksgericht Potsdam)

Zivilrecht
Art. 7, 33 der Verfassung; § 17 MKSchG; § 1708 

BGB; §§ 130, 251 a, 253, 331 ZPO.
1. Zur Frage der Schlüssigkeitsprüfung des Sachvor- 

bringens der Klage im Falle des Antrags auf Erlaß 
eines Versäumnisurteils im Prozeß über die Vaterschaft 
und den Unterhalt nichtehelicher Kinder.

2. Auch nicht zur Begründung des Klageantrages not­
wendiges. sich aus dem Antrag ergebendes Sachvor- 
bringen ist im Falle der Säumnis des als Vater in An­
spruch genommenen Verklagten nicht gänzlich außer 
acht zu lassen, wenn sich daraus erkennbar die Gefahr 
ergibt, daß im Fall der Nichtberücksichtigung Ansprüche 
zuerkannt werden, die sich bei genauer Nachprüfung 
als unberechtigt erweisen.

OG, Urt. vom 7. April 1960 - 1 ZzF 18 60.
Der Kläger ist am 6. September 1958 als nichteheliches 

Kind der L. geboren und wird von ihr gesetzlich'vertreten. 
In der vom Rat des Kreises F. als Prozeßbevollmächtigtem 
erhobenen, auf einem Vordruck gefertigten Klage wird 
behauptet, der Verklagte habe innerhalb der gesetzlichen 
Empfängniszeit, die vom 8. November 1957 bis zum 9. März 
1958 lief, der Mutter des Klägers geschlechtlich beigewohnt. 
Auf Grund von § 1717 BGB und § 17 MKSchG sei der Ver­
klagte daher verpflichtet, dem Kläger vom Tage seiner 
Geburt an für die Dauer seiner Unterhaltsbedürftigkeit 
eine im voraus zu entrichtende Unterhaltsrente von monat­
lich 50,— DM zu zahlen. Der Verklagte sei am 7. November 
und 30. Dezember 1958 durch das Referat Jugendhilfe/Heim- 
erziehung erfolglos zur Vaterschaftsanerkennung und Zah­
lung des Unterhalts aufgefordert worden. Die geforderte 
Rente entspreche der derzeitigen wirtschaftlichen Lage 
beider Eltern und den jetzigen Lebensbedürfnissen des 
Kindes. Die Mutter trage ihren Anteil am Unterhalt durch 
Pflege und Erziehung des Kindes bei. Weitere Ausführun­
gen zur Begründung des Klagantrages enthält die Klage­
schrift nicht; sie enthält auch keine Angabe über eine 
Berufstätigkeit des Verklagten. Der Klagantrag lautet auf 
Feststellung der Vaterschaft des Verklagten und Zahlung 
des Unterhalts in dem vorstehend dargelegten Umfange.

In dem vom Kreisgericht auf den 24. April 1959 bestimm­
ten Termin zur Güteverhandlung war der Verklagte trotz 
ordnungsgemäßer Ladung weder erschienen noch hatte er 
sich vertreten lassen.

Das Kreisgericht hat daraufhin nach Eintritt in die strei­
tige Verhandlung auf Antrag Versäumnisurteil gegen den 
Verklagten erlassen, das rechtskräftig geworden ist, da der 
Verklagte dagegen Einspruch nicht eingelegt hat.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat gegen dieses 
Versäumnisurteil Kassationsantrag gestellt, mit dem Ver­
letzung der §§ 331, 139 ZPO, 1708 BGB und 17 MKSchG 
gerügt wird.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Oberste Gericht hat schon in seiner Entscheidung 

vom 22. Januar 1954 - 1 Zz 165/53 — fOGZ Bd. 3, S. 87) 
ausgeführt, daß die beim Erlaß eines Versäumnisurteiis 
gegen den nicht erschienenen Verklagten nach § 331 
Abs. 2 ZPO vorzunehmende Prüfung der Schlüssigkeit 
der Klage mit Rücksicht auf die Änderung unserer ge­
samten gesellschaftlichen Verhältnisse vom Richter eine 
besondere Sorgfalt erfordert, und zwar gerade in Fällen, 
in denen die Klage, wie auch im vorliegenden Falle, 
nach einem bisher üblichen Schema oder sogar formular­
mäßig erhoben wird. Das gilt in erhöhtem Maße in 
familienrechtlichen Prozessen, einschließlich der Unter­
haltsklagen. Im Hinblick auf den Grundsatz der Gleich­
berechtigung von Mann und Frau und die Beseitigung 
der Benachteiligung in der Rechtsstellung des nichtehe­
lichen Kindes muß hier auf den Inhalt der Art. 7, 33 
der Verfassung, § 17 MKSchG und deren Einwirkung 
auf die §§ 1705—1718 BGB bei der Begründung von 
Unterhaltsklagen gegen den Vater des nichtehelichen 
Kindes Rücksicht genommen werden. Gegenstand und
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